
lismus nachwirkten 2 . Von großer Bedeutung für die Haltung der Katholiken
und der Zentrumspartei war auch die Stellungnahme Bischof Bornewassers.
In dem Dilemma zwischen den weltanschaulichen Vorbehalten gegenüber
dem Nationalsozialismus und dem Willen zur Rückgliederung mußte seine
wiederholte Betonung der Vaterlandsliebe als sittliche Pflicht eine Lösung
des Konflikts zugunsten einer Entscheidung für die Rückgliederung erleich¬
tern. Eigentümlich unrealistisch hielten die Vertreter des Zentrums und der
Geistlichkeit in ihrem inneren Zwiespalt die Fiktion aufrecht, daß es sich
um Übergriffe nachgeordneter Stellen handele und daß durch Beschwerden
bei Hitler etwas zu erreichen sei. Diese Fiktion ermöglichte ihnen auch, ihre
Beunruhigungen und ihre Klagen teilweise recht mutig Hitler vorzutragen.
Letztlich war aber entscheidend, daß bei der Problemüberschneidung von
nationaler Entscheidung und Ablehnung des Hitlerregimes die historische
Tradition und die Entwicklung des politischen Denkens der letzten dreizehn
Jahre zunächst und vor allem die nationale Entscheidung nahelegten und
man noch nicht allgemein zu einer Einsicht in das prinzipielle Wesen eines
totalitären Diktatursystems gelangt war.
Die sozialdemokratische Opposition dagegen zeigte seit Herbst 1933 eine
erstaunlich richtige Einschätzung der innenpolitischen und außenpolitischen
Konsequenzen der nationalsozialistischen Herrschaft. Ihrem Einfluß waren
jedoch sehr enge Grenzen gezogen, da sie sich schon vor 1933 auf Grund
ihrer mangelnden politischen Tradition an der Saar und der Gegnerschaft
des Katholizismus als instabil erwiesen hatte und ihre konkreten politischen
und sozialen Zielsetzungen in den Jahren des Sonderregimes der Saar auch
alle einen nationalen Kern besessen hatten. Ihr Versuch, mit Hilfe des Völ¬
kerbundes eine Aufschiebung bzw. eine Wiederholung der Abstimmung zu
einem späteren Zeitpunkt zu erreichen, führte zu keinem offiziellen Rats¬
beschluß und vermochte daher die Bedenken der Saarländer, daß mit einer
Abstimmung für den Status quo das Saargebiet national für Deutschland
verloren sei, nicht zu zerstreuen.
In dieser letzten Phase der saarländischen Entwicklung erwiesen sich erneut
die positiven Möglichkeiten wie die Grenzen des Saarsystems. Die Regie¬
rungskommission und der Rat des Völkerbundes konnten Rechte und Frei¬
heiten der Saarbevölkerung und ein freies Plebiszit, diesmal in Abwehr
nationalsozialistischer und damit deutscher Übergriffe, weitgehend schützen,
aber in der Festsetzung des Abstimmungstermins blieb der Rat an den Ver¬
sailler Vertrag gebunden.
Das Saargebiet, im Versailler Vertrag auf Grund seiner wirtschaftlichen
Struktur erstmals zu einem Territorium zusammengefaßt, damit eine sehr
junge historische Schöpfung, war in der Zeit des Sonderregimes von 1920

2 Dafür spricht besonders ein Brief, den der Vorsitzende der Zentrumspartei, Rechts¬
anwalt Steegmann, am 20. 12. 1930 an Prälat Lauscher als Vorsitzenden der preußi¬
schen Landtagsfraktion des Zentrums sandte und in dem er dafür eintrat, daß ein
Katholik preußischer Handeisminister werde, damit die Katholiken im Saargebiet
nach der Rückgliederung nicht wie in der früheren Zeit durch die preußische Berg¬
werksverwaltung hintangesetzt würden (Abschrift BA Koblenz, Reichskanzlei R 43/
1/255, vgl. den Brief unten als Anlage 29, S. 419 f.).
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